
Kernregelung der „Richtlinie über die Begründung ausdrücklicher Umweltaussagen und die

diesbezügliche Kommunikation“ („Green-Claims-Richtlinie“ - GCD) ist, dass ausdrückliche

Umweltaussagen künftig der zwingenden Vorab-Zertifizierung durch eine „akkreditierte

unabhängige Konformitätsbewertungsstelle“ bedürfen. Dieser Stelle sind Nachweise zur

Substantiierung zur geplanten Umweltaussage vorzulegen. Sie führt daraufhin eine

Konformitätsbewertung durch, wobei alle für die Umweltaussage relevanten

Umweltauswirkungen geprüft werden. Erst, wenn die Stelle daraufhin eine

Konformitätsbescheinigung ausgestellt hat, darf die Umweltaussage in die

Werbekommunikation aufgenommen werden.  

Derzeit läuft der Gesetzgebungsprozess noch. Die Verhandlungen im Trilog wurden

überraschend durch die polnische Ratspräsidentschaft wegen Unstimmigkeiten aufgrund eines

Ratsvorschlags zur Einbeziehung von Kleinstunternehmen in den Anwendungsbereich der

Richtlinie abgesagt. Diese Richtlinie basiert auf der bereits in Kraft getretenen „Richtlinie zur

Änderung der Richtlinien 2005/29/EG hinsichtlich der Stärkung der Verbraucher für den

ökologischen Wandel durch besseren Schutz gegen unlautere Praktiken und bessere

Informationen“ („Empowering-Consumers-Richtlinie“ bzw. „EmpCo-Richtlinie“). 

Im deutschen und europäischen Lauterkeitsrecht gibt es keine spezifischen gesetzlichen

Regelungen für umweltbezogene Werbeaussagen (sog. „Green Claims“). Diese unterliegen den

allgemeinen Regeln der UGP-Richtlinie und der Richtlinie über vergleichende Werbung sowie

dem Irreführungsverbot nach §§ 5, 5a UWG, wie andere Aussage auch. 
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Einordnung

Ziele
Mit der Green-Claims-Richtlinie soll ein Ex-ante-Zertifizierungsverfahrens eingeführt
werden mit dem Ziel, die Verbraucher dabei zu unterstützen, fundierte grüne
Entscheidungen treffen zu können. 



Forderungen

Überarbeitung der Green-Claims-Richtlinie ohne bürokratische und kostspielige Ex-ante-

Zertifizierung. 

Stärkung des in Deutschland bestehenden Lauterkeitsrechts mit gut funktionierender

Werbenachkontrolle als Blaupause auch in anderen EU-Ländern. 

Streichung von Regularien, die sich wettbewerbsschädlich auswirken und zugleich weder

Umwelt noch Nachhaltigkeit fördern, wie etwa die Green-Claims-Richtlinie.


